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V

Vorwort

Im Mittelpunkt der Neuauflage steht die neue EuGVO, die seit dem 10.1.2015 gilt. 
In den letzten Jahren hat sich die EuGVO klar zum Fixpunkt des Europäischen 
Zivilverfahrensrechts entwickelt – aus deutscher Sicht liegt die Qualifizierung als 
Allgemeiner Teil nahe. Das zeigt, welche Bedeutung die Neufassung für den ge-
samten Rechtsbereich hat.

Der EuGH hat in den letzten Jahren nach der Änderung der Vorlagekompetenz 
eine Fülle von Entscheidungen getroffen. Gleichzeitig hat sich die EU-Kommission 
mit dem ihr eigenen Eifer an das Europäische Familienrecht gemacht und hierbei 
Verordnungen erlassen, die auch das internationale Verfahrensrecht betreffen.

Insgesamt war in vielen Gesetzgebungsverfahren die krisenhafte Situation in der 
EU spürbar – eine Zeit für Visionen waren die letzten Jahre sicher nicht. Vieles ist 
Stückwerk, aus Reformen wurden Reförmchen, die um sich selbst kreisten. Eine 
Konsolidierung des Europäischen Zivilverfahrensrechts wird drängend. Ob die EU 
dazu die Kraft hat, ist zu hoffen.

Größten Dank schulde ich meinem Mitarbeiter Johannes Bachmann, der mit 
enormem Fleiß und Weitblick die Neubearbeitung begleitet hat.

Bei der Fülle der vorgenommenen Änderungen werden Fehler vorgekom-
men sein. Bitte teilen Sie mir diese, aber gern auch Kritik und Anregungen mit 
(jens.adolphsen@recht.uni-giessen.de).

Die Neuauflage befindet sich auf dem Stand vom Dezember 2014.
Viel Erfolg beim Lernen!

Gießen, im Dezember 2014 Jens Adolphsen
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Aus dem Vorwort zur 1. Auflage (2010)

Europäisches Zivilprozessrecht ist eine zunehmend wichtige Materie geworden, 
sowohl für die Ausbildung als auch für die Praxis. Gerichtsverfahren laufen im-
mer öfter grenzüberschreitend ab. Europäisches Zivilprozessrecht ist zudem eine 
faszinierende Materie. Wohl selten lässt sich auf der Ebene des Sekundärrechts das 
Zusammenwachsen Europas derart plastisch nachvollziehen, wie bei der Bildung 
des Europäischen Rechtsraums. Dessen Bildung verlief – trotz Streits um die Euro-
päische Verfassung, nationale Referenden und letztlich Lissabon Vertrag – lange 
Zeit überraschend harmonisch. Erst jetzt kommt bei der Diskussion um ein liberales 
Scheidungsrecht plötzlich auch hier Streit auf.

All das rechtfertigt eine auch für den Lernenden verständliche Gesamtdarstel-
lung dieser spannenden Materie.

Dieses Buch will dem Lernenden – Studenten wie Praktiker – die aktuelle Ent-
wicklung des Europäischen Zivilverfahrensrechts vorstellen. Dabei habe ich mich 
entschieden, die Gerichtsverfahren in Zivil- und Handelssachen in den Mittelpunkt 
zu stellen, aber auch auf Materien wie das Internationale Insolvenzrecht, das Euro-
päische Familienrecht und die Internationale Schiedsgerichtsbarkeit einzugehen.

Faszination einer Materie soll nicht zu einer unkritischen Hinnahme von Fehl-
entwicklungen führen: Die Dynamik der Bildung des Rechtsraums hat inzwischen 
auch zu einer Unübersichtlichkeit und Komplexität geführt, die nicht ganz einfach 
zu durchschauen ist.

Internationales Zivilprozessrecht ist nach meiner Erfahrung auch ein sinnvol-
ler Weg, um einen Zugang zum gemeinhin langweiligen nationalen Zivilprozess-
recht zu gewinnen. Derzeit gibt es noch kein in sich geschlossenes Europäisches 
Zivilprozessrecht, internationales und nationales Prozessrecht greifen ineinander. 
Vielleicht kann dieses Buch Ansporn sein, sich auch für die Fragen des nationalen 
Prozessrechts zu interessieren.
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